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Die Mitwirkung eines Vertreters des Kollektivs I 
schließt nicht aus, daß Zeugen zum Verhalten des . 
Täters, zu seiner persönlichen Entwicklung und 
zu sonstigen Umständen zur Person vernommen 
werden.
Falls das Gericht der vom Vertreter des Kollek- > 
tivs in der Hauptverhandlung vorgetragenen Auf- ! 
fassung nicht beipflichtet, muß es sich im Urteil 
damit auseinandersetzen.

2. Gesellschaftlicher Ankläger und Verteidiger
a) Der gesellschaftliche Ankläger oder Verteidiger 

hat im Verhältnis zum Vertreter des Kollektivs 
eine durch weitergehende Rechte und Pflichten 
charakterisierte Stellung im Strafprozeß. Seine 
Aufgabe ist es, die Meinung des ihn beauftragen­
den Kollektivs oder Organs über den Täter und 
die ihm zur Last gelegte Straftat darzulegen, um 
so dem Gericht bei der Erforschung der Wahrheit 
und bei der Findung einer gerechten Entscheidung 
zu helfen. Er hat bei der Mobilisierung der gesell­
schaftlichen Kräfte zur Verhütung von Straftaten 
und zur Erziehung des Täters mitzuwirken. Er 
soll, wenn erforderlich, möglichst vor der Haupt­
verhandlung entsprechende Beweisanträge stellen.
Die Benennung eines gesellschaftlichen Anklägers 
sollte vor allem dann erfolgen, wenn die dem Tä­
ter zur Last gelegte Tat durch ihre Schwere, den 
Umfang des Schadens und die sonstigen Auswir­
kungen die Öffentlichkeit in besonderem Maße be­
wegt.
Von der Möglichkeit der Beauftragung eines ge­
sellschaftlichen Verteidigers sollte dann Gebrauch 
gemacht werden, wenn die Tat zu dem bisherigen 
positiven Verhalten des Täters in Widerspruch 
steht oder durch beachtenswerte Umstände be­
günstigt wurde, die wesentlich zur Motivierung 
und Tatbegehung beigetragen haben.
Die Beauftragung eines gesellschaftlichen Anklä­
gers oder Verteidigers ist nicht davon abhängig, 
ob sich das Kollektiv oder Organ für eine un­
bedingte oder bedingte Verurteilung des Täters 
einsetzen will.

b) Die Organe oder Kollektive, die gesellschaftliche 
Ankläger oder Verteidiger benennen können, sind 
im Rechtspflegeerlaß des Staatsrates (IV. C, 1) 
erschöpfend genannt. Die Kollektive sind berech­
tigt, ihren Antrag auf Zulassung eines gesell­
schaftlichen Anklägers bzw. Verteidigers auch 
nach Beschlußfassung durch das Gericht ohne Be­
gründung zurückzunehmen.

c) Die Gerichte haben bei Vorliegen eines entspre­
chenden Antrages gleichzeitig mit der Eröffnung 
des Haupt Verfahrens über die Zulassung des ge­
sellschaftlichen Anklägers oder Verteidigers zu 
entscheiden. Bei dieser Entscheidung, die gemein­
sam mit den Schöffen zu treffen ist, hat das Ge­
richt zu prüfen, ob ein Auftrag eines dazu berech­
tigten Kollektivs oder Organs vorliegt. Ergeben

- sich dabei Zweifel oder Unklarheiten, so hat das 
• Gericht vor der Entscheidung über die Zulassung 

mit dem betreffenden Kollektiv oder Organ Ver­
bindung aufzunehmen
Dem Täter ist der Beschluß über die Zulassung 
eines gesellschaftlichen Anklägers oder Verteidi­
gers in der Regel zusammen mit dem Eröff­

nungsbeschluß zu übersenden. Ihm ist aufzu­
geben, etwaige Einwendungen gegen die Person 
des gesellschaftlichen Anklägers oder Verteidi­
gers dem Gericht unverzüglich mitzuteilen.
Die Ablehnung eines Antrages auf Zulassung eines 
gesellschaftlichen Anklägers oder Verteidigers 
ist notwendig, wenn eine Beauftragung nicht vor­
liegt oder wenn es sich bei dem den Antrag stel­
lenden Kollektiv oder Organ nicht um ein sol­
ches handelt, das nach dem Rechtspflegeerlaß 
dazu berechtigt ist. Sie kann auch aus Gründen 
erfolgen, die in der Person des gesellschaftlichen 
Anklägers oder Verteidigers liegen (z. B. be­
stehende Spannungen, Verwandtschaft u. ä. zum 
Täter). Derartige Bedenken sind auch dann ge­
rechtfertigt, wenn zu erkennen ist. daß der vom 
Kollektiv beauftragte gesellschaftliche Ankläger 
oder Verteidiger seine ihm im Zusammenhang 
mit dem den Gegenstand des Verfahrens bilden­
den Sachverhalt persönlich obliegenden Rechts­
pflichten oder auch moralischen Pflichten ver­
letzt und dadurch die Tat erst ermöglicht oder 
erleichtert hat.
Das Gericht hat das Organ oder Kollektiv von 
den Bedenken zu informieren, damit dieses von 
der Beauftragung Abstand nehmen oder einen 
anderen Bürger benennen kann. Werden solche 
Bedenken dem Gericht erst nach erfolgter Zulas­
sung des gesellschaftlichen Anklägers oder Ver­
teidigers bekannt, kann es den Zulassungsbe­
schluß bis zum Abschluß der Beweisaufnahme 
aufheben. *
Eine Ablehnung der Zulassung ist dagegen nicht 
möglich, wenn das Gericht die geplante Teil­
nahmeform nicht für richtig oder nicht für erfor­
derlich hält. Lassen die kollektiven Beratungen 
erkennen, daß z. B. mit der Benennung eines 
gesellschaftlichen Verteidigers das Ziel verfolgt 
wird, die Tat zu bagatellisieren, kann hierin 
kein Grund für eine Ablehnung der Zulassung 
erblickt werden. Es ist zulässig, daß in einem 
Strafverfahren sowohl ein gesellschaftlicher An­
kläger als auch ein gesellschaftlicher Verteidiger 
mitwirken, die jedoch nicht vom gleichen Kollek­
tiv oder Organ beauftragt sein dürfen.
Der Ablehnungsbeschluß ist stets zu begründen. 
Im Falle der Ablehnung ist das Kollektiv über 
die Gründe zu informieren.
Ein Beschwerderecht gegen die Zulassung oder 
Ablehnung eines gesellschaftlichen Anklägers 
oder Verteidigers ist nicht gegeben.

d) Der gesellschaftliche Ankläger oder Verteidiger 
ist zur Hauptverhandlung zu laden. Anklage­
schrift und Eröffnungsbeschluß sind nicht zu 
übersenden.
Der gesellschaftliche Ankläger oder Verteidiger 
hat das Recht, nach seiner Zulassung Einsicht in 
die Akten zu nehmen. Ihm ist von den Gerichten 
Unterstützung zu gewähren.
Der gesellschaftliche Ankläger oder Verteidiger 
ist in der Hauptverhandlung vorzustellen und im 
Urteilsrubrum aufzuführen.

e) Erscheint der gesellschaftliche Ankläger oder Ver­
teidiger in der Hauptverhandlung nicht, so hat 
dasGericht die Notwendigkeit der Unterbrechung 
der Hauptverhandlung unter Berücksichtigung der


